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Die Welt als globales Dorf – Die Vision der Millenniumsziele
Vortrag vor der Micha- Initiative, Evangelische Allianz am 29.03.2007

Sehr geehrte Damen und Herren,

Millionen Menschen gehen jeden Abend hungrig schlafen und wissen kaum, wie sie den nächsten Tag überstehen sollen. Sie leben in extremer Armut, ohne Rechte und sind fast immer an den Rand ihrer Gesellschaft gedrängt. Dass bis heute jeder sechste Erdbewohner unter derart unsicheren Umständen leben muss widerspricht allen Ansprüchen von Menschenwürde und Menschenrechten.

Leben zu schützen heißt heute nicht länger, nur ein moralisches Gebot zu erfüllen, sondern eine grundlegende Änderung der Herangehensweise an große Herausforderungen zu fordern. Drastische, nach einem weltweiten Plan durchgeführte ökonomische und technologische Veränderungen können eine große, letztlich „globale Katastrophe“ verhindern. Dieses wird jedoch nicht geschehen, wenn ein Geist der Quantifizierung, Abstraktion und Entpersönlichung, der alle politischen und gesellschaftlichen Faktoren vernachlässigt, triumphiert.  Derartige  Veränderungen sind nur unter der Voraussetzung möglich, dass ein fundamentaler Wandel der menschlichen Grundwerte und Einstellungen im Sinne einer neuen Ethik und einer neuen Einstellung zur Natur eintritt. 
Alle positiven ethischen Normen erwuchsen im Ethos des Seins, des Teilens und der Solidarität. Zentrales Postulat ist, dass der Mensch aller Habgier und allem Verlangen nach Besitztümern entsagen, sich vollständig vom Haben befreien müsse. Diese grundlegende ethische Position gilt sowohl für das Verhältnis zum Mitmenschen als für das Verhältnis zu Dingen. Der radikale Verzicht auf die eigenen Rechte sowie die Forderung, seine Feinde zu lieben, unterstreicht noch radikaler als das „Liebe Deinen Nächsten“ des Neuen Testaments die vollständige Aufgabe aller Selbstsucht und die volle Verantwortung für den Mitmenschen. 

Ist die Millenniumserklärung, sind die Millenniumsentwicklungsziele Ausdruck der einen menschlichen Ethik? Erfüllen sich hier Visionen der Bergpredigt, des Geistes uneingeschränkter menschlicher Solidarität, alle materiellen Güter miteinander zu teilen? 
1. Ausgangspunkt

Nun ist der säkulare Charakter der Millenniumserklärung und der hieraus geleiteten Millenniumsentwicklungsziele, die von 189 Staats- und Regierungschefs der Welt unterzeichnet wurden, nicht zu verkennen. Die 8 Entwicklungsziele sind wie 8 Gebote für eine gerecht gestaltete Globalisierung.
Ein christliches Bekenntnis ist in der Millenniumserklärung jedoch nicht zu sehen. Was nicht hindert, einen übergreifenden ethischen Rekurs zu diesen fundamentalen Werten zu begründen: 

In seinem Bericht an die Generalversammlung: In größerer Freiheit: Auf dem Weg zur Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechten für alle - hat der frühere VN-Generalsekretär Kofi Annan begründet, warum gerade jetzt die Chance besteht, die weltweite Armut zu halbieren, der Ausbreitung der wichtigsten bekannten Krankheiten Einhalt zu gebieten, das Vorkommen gewalttätiger Konflikte und des Terrorismus zu verringern und die Achtung der Menschenwürde in jedem Land zu erhöhen. Er hat darauf hingewiesen, dass in Zeiten des globalen Überflusses die Ressourcen verfügbar sind, um die fortbestehende tiefe Kluft zwischen Armen und Reichen zu verringern und der Sehnsucht nach einem neuen Konsens als Grundlage kollektiven Handelns angesichts neuer Bedrohungen zu genügen.
In der Millenniumserklärung brachten die führenden Politiker dieser Welt ihre Zuversicht zum Ausdruck, dass die Menschheit in den kommenden Jahren in der Lage sein werde, messbare Fortschritte bei der Verwirklichung von Frieden und Sicherheit, der Abrüstung, der Menschenrechte, der Demokratie und der guten Regierungsführung zu erzielen. Sie gelobten, die Schwachen zu schützen und den besonderen Bedürfnissen der Armen Rechnung zu tragen. Sie forderten eine weltweite Entwicklungspartnerschaft. 

Und:
Die Herausforderungen gebieten ehrgeizige Ziele. Wenn ein beispielloser Konsens darüber besteht, dass die globale wirtschaftliche und soziale Entwicklung gefördert werden soll, muss ein neuer Konsens darüber herbeigeführt werden, wie den neuen Bedrohungen zu begegnen ist. 

Dieses ist das wesentliche Fundament der Millennium-Entwicklungsziele, die als gemeinsamer Nenner aller Staaten und Völker gebieten, dass mehr als 1 Mrd. Menschen – 1/6 der Menschheit – aus extremen Hunger und Armut herausgeführt werden. Sie gebieten, dass Malaria, Aids, Tuberkulose, Unterernährung und verseuchtes Trinkwasser nicht über 10 Mio. Kindern jedes Jahr den Tod bringen,  gleichzeitig die Bildung, die Gleichstellung der Geschlechter und andere Aspekte der Entwicklung vorangebracht werden müssen. Das individuelle Recht auf Entwicklung für jeden ist zur Wirklichkeit werden zu lassen und die gesamte Menschheit von Not zu befreien. 

Die Idee, grundlegende Standards für Verpflichtungen und Umsetzung in Entwicklung zu setzen, ist sowohl ein Eckstein für Fortschritt als auch ein sinnvolles Barometer. 
2. Wie sieht nun die Realität der MDGs aus? Werden die Parameter Ernst genommen, wird das Zeitziel 2015 konsequent angepeilt? 
Den acht Entwicklungszielen liegt die feste Überzeugung der Staatengemeinschaft zugrunde, dass Erfolge möglich sind.

Unter den Bedingungen des Ernstfalls besteht keine Zeit für Übungen. Fehler sind nicht erlaubt und doch wahrscheinlich. Heute lebt die Hälfte des ärmsten Zehntels der Weltbevölkerung in Asien; im Jahre 2030 wird Asiens Anteil hieran auf 1/5 reduziert werden – während Afrika, derzeit Heimat 1/3 der Ärmsten dann seinen  Anteil verdoppeln würde. Subsahara-Afrika muss große Anstrengungen mit Unterstützung der internationalen Geber unternehmen, um nicht zurückgelassen zu werden. Die Erreichung aller Millenniumsziele in der Region Subsahara-Afrikas bis zum Jahr 2015 ist auszuschließen, die wenigsten werden überhaupt erreicht werden.

Afrika südlich der Sahara kann sich bereits in einer Abwärtsspirale befinden – von HIV/Aids, sinkender Nahrungsmittelproduktion pro Kopf, Auswirkungen des Klimawandels, verschlechterten Wohnbedingungen und zunehmender Umweltzerstörung. Hinzukommen Krisen- und Konflikte, die auch Erreichtes wieder zerstören. 

Im Sommer 2005 wurden weltweit  etwa 78 Milliarden Dollar für Entwicklungszusammenarbeit aufgewendet (zum Vergleich: für Rüstungsgüter etwa eine Billion Dollar). Schätzungen zufolge wäre jährlich das Doppelte nötig, um die Ziele zu erreichen.

Aber: Es gibt auch klare Zeichen der Hoffnung. Eine Vielzahl von Berichten bestätigt, dass eine Schulbildung für jedes Kind erreichbar ist. Die Länder in Subsahara-Afrika, die erfolgreich die Aids-Infektionsrate reduzieren konnten, zeigen, dass der Krieg gegen Aids gewonnen werden kann. Schritt für Schritt zeigen mehr und mehr Frauen, dass sie sich politisch aktiv einbringen können und eines Tages gleiche Rechte haben werden. 

Die Erfolgsbeispiele zeigen vor allem auch, wie viel erreicht werden kann, wenn interne Reformen in den Entwicklungsländern selbst und externe Unterstützung durch Entschuldung, Handelsförderung und Entwicklungszusammenarbeit mobilisiert werden und der politische Wille besteht, vorhandene Ressourcen zielgerecht einzusetzen.

3. Welcher Leitsatz, welche Idee auf ethischem Fundament trägt nunmehr die MDGs neben dem politischen Kapital, das durch die gemeinschaftliche Erklärung der Staats- und Regierungschefs begründet wurde.

Erstmalig bereits 1994 gingen die UN von einem sehr weit gefassten Begriff der Bedrohungen menschlicher Sicherheit aus: Wirtschaftliche und Nahrungssicherheit wurden wie auch Umwelt und Gesundheit hierunter gefasst.  Der Begriff, der auch mit dem Schlagwort „Freedom from Want“ beschrieben wird, war allerdings nicht greifbar und zu umfassend, um konkrete Handlungsempfehlungen hieraus abzuleiten. Ende der 90er Jahre wurde eine engere Konzeptionalisierung menschlicher Sicherheit ausgebildet „Freedom from fear“, die allerdings primär im Sicherheitsbereich griff und Fragen der Armutsbekämpfung nicht in den Mittelpunkt nahm.

Eine wirkliche Verantwortung einer „Schutzgemeinschaft“ (also der VN) wurde erstmalig  in der konkreten Ausbildung des Instituts der „Responsibility to protect“ 2005 begründet. Hier kommt eine Schutz-Verantwortung der Staatengemeinschaft nicht nur für Staaten, sondern auch für Völker und Individuen erstmalig zum Ausdruck, indem gerade für die Fälle, in denen Staaten ihnen obliegenden Pflichten zum Schutze der eigenen Bevölkerung nicht nachkommen eine subsidiäre Verantwortung der Völkergemeinschaft begründet wird.  Zur Anwendung gelangte dieser neue Grundsatz 2006 erstmalig in der Resolution des Sicherheitsrates zur Beendigung des Völkermordes in Darfur/Sudan.

Diese – bislang primär auf Verbrechen gegen  die die Menschlichkeit gerichtete – Verantwortung  korrespondiert mit den Millenniumszielen, die Mindestbedingungen individuellen menschenwürdigen Lebens charakterisieren. 
Wenn ein konkreter verpflichtender Zeithorizont, quantifizierte Wirkungen, die die Millenniumsziele kennzeichnen, Finanzverpflichtungen etc. nunmehr die Agenda prägen, so ist dieses ebenfalls Ausdruck einer zunehmenden Verdichtung und Hinwendung der Weltgemeinschaft zu eben einer Verantwortung, die sich letztlich auch aus einvernehmlichen ethischen Prinzipien ableitet. 
Um nicht missverstanden zu werden: Von einem Erreichen der Ziele sind wir weit entfernt. Klimawandel, Kriege und Konflikte, hohe Rüstungsausgaben, Verletzungen von Menschenrechten, Armut und Elend sind weiter an der Tagesordnung. Neu sind – wenn dieses so ausgedrückt werden darf – die referenzübergreifenden Prinzipien und die hieraus abgeleiteten konkreten Handlungspflichten. Und neu ist auch, dass nicht nur Staaten, sondern auch Völker und Individuen adressiert werden. Das heißt: Die Völkergemeinschaft erkennt ihre Verantwortung auch für das individuelle Schicksal an, jedenfalls dort – wo Staaten versagen.
Individuelle Rechte und einklagbare Ansprüche sind aus diesen Überlegungen und Verpflichtungen noch nicht ableitbar. Nicht Gerichte, sondern die Legitimation der Zivilgesellschaft und ihrer Formierungen  ist es, die auf diesem Wege der MDG-Erreichung treiben. Und die Verantwortung für die Erreichung der MDG’s bei den Regierungen der Entwicklungsländer wie der Industrieländer, stellvertretend für die Völkergemeinschaft, einfordern. 
In einer Vielzahl von Foren findet der Diskurs der Legitimation und damit der notwendige Dialog über die Zielerreichung statt. Er findet statt in den „Geber-Staaten“ im steten Dialog mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Parlament aber auch in den Auseinandersetzungen von Ressorts, die von unterschiedlichen Zielsetzungen wie Interessen der von ihnen „vertretenen“ zivilen politischen Einheiten (von Wirtschaftsverbänden bis Umweltgruppen) angeregt werden.

Der sehr komplexe Diskurs wird fortgesetzt auf Ebenen der „Partnerländer“ im Rahmen unfertiger Dialogstrukturen der Beteiligung nationaler Bevölkerung und der  Formierung nationaler Parlamente wie zivilgesellschaftlicher Organisationen. 
Der Diskurs findet global statt, so bei dem Weltsozialgipfel, zuletzt 2007 in Nairobi als Gegenveranstaltung zum Weltwirtschaftsforum in Davos und als weltweites Netzwerk zwischen „Nord- und Süd“- Zivilgesellschaftlichen Organisationen.
Und er findet hier und heute – mit Ihnen - statt. 
Letztlich ist der Diskurs Teil eines politischen Qualifizierungsprozesses, der das Einbinden aller relevanten politischen Kräfte fordert. Nicht die eine richtige Antwort auf ein bekanntes Entwicklungsproblem ist die Zielsetzung, sondern die gemeinschaftliche Erreichung eben eines Mindeststandards von Bedingungen, die menschenwürdiges Leben kennzeichnen – und deren Fortsetzung. 

Und dieses setzt die Einsicht voraus, dass ungleiche Entwicklung auf Dauer niemandem Lebenschancen einräumt. 
4. Ausblick und Umsetzung.
Lassen Sie mich bitte noch einen Kronzeugen für eine moralische Begründung der Politik zitieren: Immanuel Kant.
„Handle so, dass Du die Menschheit,  sowohl in Deiner Person als in der Person eines jeden Anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst.“

(Grundlegung zur Methaphysik der Sitten, Philosophische Bibliothek, Band 41, Leipzig 1947, Seite 54).

Diese radikale Anthropologie der Humanität beschreibt präzise das Verhältnis von Mittel und Zweck im Verhältnis zwischen Regierungen und Regierten, Herrschern und Beherrschten. 
Dieser analog zu dem kategorischen Imperativ gestaltete praktische Imperativ wird fortgeführt durch die Aussage: „Der Mensch aber ist keine Sache, mithin nicht etwas, dass bloß als Mittel gebraucht werden kann, sondern muss bei allen seinen Handlungen jederzeit als Zweck an sich selbst betrachtet werden.“
Diesen aus der reinen Vernunft begründeten Satz, nämlich den einzelnen nicht nur als höchsten Zweck politischen Handelns anzusehen, sondern in dessen Person immer zugleich die Menschheit zu ehren, d.h. sie ebenfalls als Zweck anzuerkennen und niemals bloß als Mittel zu missbrauchen, ist Grundsatz einer Politik, die Moral als sittliche Instanz respektiert.
Das moralische Urteil stößt jedoch oftmals auf eine Berufsethik, die geradezu stolz auf ihre Immunität gegen moralische Anfechtung ist. Wenn so von Großmächten – gerade in unilateralem Handeln –  moralische Gründe für spezifische außenpolitische Strategien und Handlungen angeführt werden, dann ist die Möglichkeit, dass es sich hierbei eher um eine interessengeleitete, menschheitsfeindliche Politik handeln kann, nicht von der Hand zu weisen. Gleiches gilt für die Tendenz starker Politfraktionen der Industrieländer, neuerdings auch großer Schwellenländer, die Verantwortung für die sozialen und Umwelt-Folgen der zielstrebig avisierten vollen Durchsetzung der Marktgesetze nach innen und nach außen, national und global, abzulehnen; sie erklären diese vielmehr zu unvermeidlichen Begleiterscheinungen ewig gültiger Wirtschaftsgesetze.
Dem entgegen steht die zitierte Kantsche Ethik, die eben nicht partikular, sondern mit ihrem praktischen Imperativ die Menschheit als Ganzes und ihre „Glückseligkeit“ als höchstes Ziel politischen Handelns bestimmt. Sie findet ihre Entsprechung in der Lehre Christi „Was Ihr einem von diesem meinen geringsten Brüdern getan habt, das habt Ihr mir getan“. So der König im Jüngsten Gericht, und „Was Ihr  einem von diesen Geringsten nicht getan habt, das habt Ihr auch mir nicht getan“ (Matthäus 25, 40 und 45).
Eine Ableitung der Millenniumsziele aus eben dieser Garantenstellung des Einzelnen wie der Völkergemeinschaft für die „Menschheit“ und damit die Umsetzung eines ethischen Prinzips, das nicht nur im Christentum Ausdruck fand, ist somit zugleich eine Verdinglichung der Moral durch Politik. 
Niemand hat gesagt, dass das einfach sein würde. Doch gibt es keine Alternative. 

Und unmittelbar an Sie adressiert: 

Da Sie Akteure im Prozess der zivilgesellschaftlichen Legitimation sind: Bitte machen Sie diese Widersprüche transparent. Üben Sie legitimatorischen Druck aus. Klagen Sie die Millenniumsziele in der Politik ein – stellvertretend auch für die, denen es verwehrt ist. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
Gez. S.K. Ohme
Gesamt/ Evangelische Allianz
